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Drucksache V/3729 


Der Bundesminister des Innern 

Sp 1 - 370 000/9 


Bonn, den 8. Januar 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Sportförderung 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 8. Mai 1968 
- Drucksache V/2803 - 


Zu dem Beschluß des Deutschen Bundestages erkläre ich für 
die Bundesregierung: 


Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1. mit den Bundesländern auf der Grundlage des Goldenen Planes 
bei Sportstättenbauprogrammen das Ziel einer möglichst gleich- 
mäßigen Verteilung von Sportstätten über das Bundesgebiet 
anzustreben; 


Die Bundesregierung hat bereits bisher versucht, auf eine mög- 
lichst gleichmäßige Verteilung von Sportstätten über das Bun- 
desgebiet hinzuwirken. Die Mittel sind überwiegend entspre- 
chend der Bevölkerungszahl auf die Länder verteilt worden; 
ein Teil der Mittel ist jedoch zusätzlich für das Zonenrand- 
gebiet und für Gebiete bereitgestellt worden, in denen aus 
anderen Gründen vordringlicher Bedarf bestand. Die Auswahl 
der einzelnen Projekte hat der Bund der Zweckmäßigkeit und 
Einfachheit halber den Ländern überlassen. 

Nachdem aufgrund der Beratungen des Haushaltsausschusses 
zu erwarten ist, daß für 1969 wieder 37 Mio DM zur Förderung 
des Sportstättenbaues zur Verfügung stehen, werde ich zusam- 
men mit den Ländern prüfen, ob durch entsprechenden Einsatz 
der Bundesmittel eine noch gleichmäßigere Verteilung der 
Sportstätten über das Bundesgebiet erreicht werden kann. 
Außerdem wird der Bund auch im Rahmen seiner Beteiligung 
bei raumordnerischen Planungen darauf achten, daß der Sport- 
stättenbau überall gleichmäßig berücksichtigt wird, über das 
Ergebnis der Verhandlungen mit den Ländern werde ich dem 
Bundestag bis zum 1. März 1969 berichten. 
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Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

2. zu berichten, ob das Antragsverfahren auf Zuweisung von 
Mitteln aus dem Goldenen Plan vereinfacht werden kann; 


Das Antragsverfahren auf Zuweisung von Mitteln aus dem 
Goldenen Plan beim Bund kann nicht noch weiter vereinfacht 
werden. 

Die Länder leiten die Anträge dem Bundesminister des Innern 
zu. Dieser anerkennt die baufachliche Prüfung durch das jewei- 
lige Land; seine Prüfung beschränkt sich im wesentlichen auf 
den Kostenvoranschlag, den Finanzierungsplan und die ding- 
liche Sicherung. Hierzu ist der Bundesminister des Innern haus- 
haltsrechtlich verpflichtet, da er feststellen muß, ob das Bau- 
vorhaben ohne eine Zuwendung des Bundes nicht oder nicht in 
dem notwendigen Umfang ausgeführt werden kann. Die Dauer 
der Prüfung nimmt in der Regel nicht mehr als drei Wochen 
in Anspruch. 

Verschiedentlich ist vorgeschlagen worden, die Anträge un- 
mittelbar an den Bund zu richten. Diesen Vorschlägen kann 
nicht entsprochen werden, da der Bund im Rahmen des Goldenen 
Plans nur die Spitzenfinanzierung übernimmt. Bundesmittel 
können nur zur Verfügung gestellt werden, wenn sich auch das 
in Frage kommende Land beteiligt. Aus diesem Grund und 
wegen der erforderlichen Koordinierung des Sportstättenbaus 
auf Landesebene muß zunächst das Land den Antrag prüfen. 

Die Bearbeitung der Anträge bei den Ländern nimmt natur- 
gemäß mehr Zeit in Anspruch, zumal auch eine baufachliche 
Prüfung erfolgt. Ob eine Vereinfachung auf Landesebene mög- 
lich ist, kann ich nicht beurteilen. 


Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

3. zu prüfen, wie erreicht werden kann, daß die mit öffentlichen 
Mitteln geförderten Sportanlagen intensiv genutzt und diesen 
Mitteln entsprechend kostengünstig zur Verfügung gestellt 
werden können; 


Um eine intensive Nutzung der mit öffentlichen Mitteln geför- 
derten Sportstätten zu erreichen, enthalten die Bewilligungs- 
bedingungen die Auflage, daß die Sportstätten auch der All- 
gemeinheit zur Sportausübung zur Verfügung gestellt werden. 

Zum allergrößten Teil (ca. 95 Vo der vom Bund geförderten 
Vorhaben) sind die Gemeinden Träger der Sportstätten. Sie 
stellen die Sportstätten Vereinen, anderen Gruppen und Einzel- 
personen meist kostenlos oder gegen geringes Entgelt zur Ver- 
fügung. Ausnahmen gelten vor allem für die Schwimmbäder 
mit Rücksicht auf die hohen Betriebskosten. 
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Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

4. die für die Sportförderung bereitgestellten Mittel bei der Über- 
prüfung der mittelfristigen Finanzplanung, notfalls durch Um- 
schichtung, aufzustocken; 


Bei den Haushaltsberatungen für 1969 ist der Haushaltsansatz 
für die Förderung zentraler Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Sports und der Leibesübungen gegenüber der mittelfristigen 
Finanzplanung um 1 Mio DM auf 9,3 Mio DM und der Haus- 
haltsansatz für Spitzenfinanzierung des Baues von Turn- und 
Sportstätten um 14 Mio DM auf 37 Mio DM erhöht worden. 
Wieweit darüber hinaus für den gesamten Zeitraum der mittel- 
fristigen Finanzplanung eine Erhöhung der ursprünglichen An- 
sätze unter Berücksichtigung der Finanzlage des Bundes mög- 
lich sein wird, steht noch nicht fest. 

Im übrigen wird die zukünftige Höhe des Ansatzes zur Finan- 
zierung des Sportstättenbaus auch davon abhängen, welche 
Regelungen im Rahmen der Finanzreform getroffen werden. 


Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

5. Vorschläge für die langfristige Förderung des Leistungssports 
zu entwickeln; 

6. zur Förderung bundeswehrangehöriger Spitzensportler bei der 
Bundeswehr einige Fürdergruppen einzurichten, die soweit wie 
möglich an Leistungszentren der Sportverbände angelehnt 
werden sollten. 


Zwischen Bundesregierung, Landesregierungen und Sportver- 
bänden sind Gespräche über die langfristige Förderung des 
Leistungssports vorgesehen. Die Frage der Förderung der 
Spitzensportler in der Bundeswehr wird hierbei miterörtert, 
über das Ergebnis der Gespräche werde ich dem Deutschen 
Bundestag bis zum 1. April 1969 berichten können. 


Benda 



